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Liebe Europafreundin! Lieber Europafreund!

Dieses neue „EP aktiv“ bietet aktuelle Informationen über die Arbeit der SPÖ-
Europaabgeordneten sowie eine Übersicht der wichtigsten Themen der letzten 
Sitzung des Europäischen Parlaments in Straßburg (10. – 13. März 2008). 

Im Namen der SPÖ-EU-Delegation wünsche ich ein interessantes und informa-
tives Lesen!
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SPÖ-EU-Delegationsleiterin    
Karin Scheele

Mehr Informationen unter
www.karinscheele.at

 

Weltweit leben 1,3 Milliarden Menschen in absoluter Armut, 70 Pro-

zent davon sind Frauen. Das Europäische Parlament setzte sich unlängst in 

einem Bericht mit dieser Problematik auseinander und forderte verstärkte 

Aufmerksamkeit für dieses Thema. Ein verbesserter Zugang zu Bildung und 

Information für Frauen in Entwicklungsländern seien ausschlaggebend, so die 

Abgeordneten.

„Es ist erwiesen, dass die Entwicklung in den ärmsten Ländern der Erde nur 
voranschreiten kann, wenn Frauen gestärkt und ihre Rechte respektiert werden. 
Der Bericht zeigt eine Vielzahl von Arbeitsfeldern auf, in denen die Union aktiv 
werden kann und bereits aktiv ist“, betonte die SPÖ-Delegationsleiterin im Euro-
päischen Parlament, Karin Scheele.

„Nur durch die Stärkung der Stellung der Frauen wird Armutsbekämpfung und 
eine Verbesserung der demographischen, sozialen und wirtschaftlichen Situation 
möglich“, so Scheele. Als besonders lohnenswert hebt die Europaabgeordnete 
als Mitglied des Entwicklungsausschusses die Unterstützung von Projekten zur 
Vergabe von Mikrokrediten hervor. „Mikrokredite steigern die Beteiligung von 
Frauen am ökonomischen Prozess. Gerade in armen Ländern ist dies oft die ein-
zige Möglichkeit zur wirtschaftlichen Partizipation.“

Einmal mehr hätten einige Abgeordnete versucht, die wichtige Debatte über 
die Stärkung der Frauen in Entwicklungsländern zu nutzen, „um der Welt ihre  
mittelalterlichen Moralvorstellungen aufzuzwingen“, kritisierte Scheele. „Man 
versuchte, alle Verweise auf sexuelle und reproduktive Rechte zu streichen. Für 
mich ist es besonders ärgerlich, dass auch die Vorsitzende des Frauenausschusses 
des Europäischen Parlaments diese Linie unterstützte und somit klar gegen die 
Gleichstellung von Frauen arbeitete", so Scheele. Es sei politisch unverantwort-
lich, die Wichtigkeit der sexuellen und reproduktiven Gesundheit zu ignorieren.

„Reproduktive Gesundheit ist ein Menschenrecht und ermöglicht eine nachhal-
tige Entwicklung. Reproduktive Rechte umfassen das Recht auf freie Entschei-
dung über Heirat und Familienplanung. Und es geht um das Recht, Zugang zu 
den notwendigen Informationen zu haben, die für die freie Entscheidungsfin-
dung notwendig sind“, betonte Scheele. Die Vernachlässigung der reproduktiven 
und sexuellen Gesundheit sei die Ursache vieler Probleme, die die internationale 

�„Rechte der Frauen in 

Entwicklungsländern 

stärken

http://www.karinscheele.at
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Nach Kosovo auch 

Westsahara-Unabhängig-

keit anerkennen

Gemeinschaft als vordringlich bezeichnet. „Dazu zählten in erster Linie HIV/
AIDS, Müttersterblichkeit, Teenager-Schwangerschaften und schnelles Bevölke-
rungswachstum“, so Scheele abschließend.

Mehr Informationen unter:
http://www.ada.gv.at/view.php3?f_id=9587&LNG=de&version=print&

Karin Scheele, die Leiterin der SPÖ-Delegation im Europäischen Parla-

ment forderte nach der Anerkennung der Unabhängigkeit des Kosovo durch 

mehrere EU-Staaten „gleiches Recht“ für die seit rund 30 Jahren von Marokko 

besetzte Westsahara.

Die für die Unabhängigkeit kämpfende Befreiungsfront Polisario hat die Demo-
kratische Arabische Republik Sahara (DARS) vor genau 32 Jahren ausgerufen. 
Nach Ansicht Scheeles ist die rechtliche Situation im Fall der ehemaligen spa-
nischen Kolonie Westsahara „viel klarer als beim Kosovo“.

„Der Bevölkerung der Westsahara wurde durch eine gültige UN-Resolution 
die Abhaltung eines Referendums eingeräumt, um selbst über die Zukunft und 
den völkerrechtlichen Status ihres Territoriums bestimmen zu können. Das vom 
Standpunkt des internationalen Rechts völlig legitime Referendum wird von Ma-
rokko verhindert, ohne dass die internationale Staatengemeinschaft ernsthafte 
Konsequenzen daraus zieht“, so Scheele in ihrer Eigenschaft als Präsidentin der 
Österreichisch-Saharauischen Gesellschaft.

„Eine Anerkennung der DARS stehe in der EU bedauerli-
cherweise erst recht nicht zur Debatte. Die meisten afrika-
nischen Staaten hätten die Westsahara dagegen bereits als 
Staat anerkannt“, betonte die Europaabgeordnete. 

„Ohne entsprechenden Druck der USA, wie er im Fall 
des Kosovo vorhanden war, bleibt das Recht der Völker 
auf Selbstbestimmung nur eine Worthülse“, kritisierte 
Scheele. „Es braucht ein Umdenken der europäischen und 
heimischen Außenpolitik in dieser Frage. Sonst muss sich 
diese den Vorwurf des völlig beliebigen und nur von natio-

nalen Interessen geleiteten Vorgehens bei der Anerkennung von Staaten gefallen 
lassen“, schloss Scheele. 

Mehr Informationen unter:
http://de.wikipedia.org/wiki/Westsahara

�„
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SPÖ-Europaabgeordneter   
Herbert Bösch 

Mehr Informationen unter
www.herbertboesch.at

Das Europaparlament und die EU-Kommission sind weiter über die Entlas-

tung des Haushalts 2006 uneinig. Der Vorsitzende des Haushaltskontrollaus-

schusses, der SPÖ-Europaabgeordnete Herbert Bösch, geht davon aus, dass 

es zu einer Verschiebung kommt. Die Gründe: Zu wenig Informationen über 

die Verwendung der EU-Strukturhilfen und der EU-Außenhilfen. Ursprünglich 

sollte die Entlastung im April stattfinden. 

Der nächste Termin für die Entlastung - sollte die Kommission keine weiteren 
Daten liefern - wäre dann im Herbst, voraussichtlich im Oktober 2008. Beson-
ders die Strukturhilfen sind dem obersten Haushälter ein Dorn im Auge. Laut 
Europäischen Rechnungshof hätten zwölf Prozent der Mittel nicht erstattet 
werden dürfen. Bösch verlangte hier ein schärferes Vorgehen gegenüber den 
Mitgliedstaaten. Alle Staaten sollten genau belegen können, wofür sie die Mittel 
ausgegeben haben. Bösch verlangte von der Kommission sogar, Deutschland und 
Österreich zu klagen, da diese beiden Länder bisher keine Angaben gemacht hät-
ten. Verständnis zeigte der SPÖ-Abgeordnete aber dafür, dass die Rechenschaft 
nicht bis 15. Februar 2008 abgelegt werden konnte. Dies wurde von der Kommis-
sion ursprünglich verlangt. Bösch schwächte aber gleichzeitig ab, Österreich und 
Deutschland seien „nicht die Schlimmsten“.

Zweiter Kritikpunkt sind die EU-Außenhilfen. In diesem Bereich habe der Haus-
haltskontrollausschuss nach wie vor keine Informationen über die Verwendung 
der Gelder. Im Wesentlichen geht es um Trustfonds der Weltbank, die von 200 
Millionen Euro im Jahr 2000 auf 1,4 Milliarden Euro im Jahr 2006 gestiegen 
seien. Dazu Budgetexperte Herbert Bösch: „Mein Verdacht ist, dass die Kommis-
sion selbst nicht mehr weiß“. Außerdem gehe es um die Irak-Hilfe, die seit dem 
Jahr 2003 800 Millionen Euro ausmachte und die über den internationalen Wie-
deraufbaufonds für den Irak (IRFFI) ausbezahlt wurde. Bösch meinte zwar, dass 
unter diesen Umständen mit „Schwund“ zu rechnen sei. Er bestand aber darauf, 
an der Sache dranzubleiben. Bösch befürchtete außerdem, dass es im Rahmen der 
Kosovo-Hilfe zu ähnlichen Vorfällen kommen könnte.

Mehr Info unter:
http://www.europarl.europa.eu/activities/committees/homeCom.

do?language=DE&body=CONT

�„Verschiebung der 

Budgetentlastung 

2006 möglich

http://www.herbertboesch.at
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SPÖ-Europaabgeordneter    
Wolfgang Bulfon

Der Autoverkehr macht rund 71 Prozent des Ölverbrauchs der gesamten 

Europäischen Union aus. Die Suche nach alternativen Energien ist daher be-

sonders wichtig. Derzeit wird im Europäischen Parlament diesbezüglich an 

einer Verordnung gearbeitet.

Mit der Verordnung soll dann der Binnenmarkt besser funktionieren und gleich-
zeitig dem Umweltfaktor in der Europäischen Union Rechnung getragen werden. 
Nur einheitliche Vorschriften für die Typgenehmigung von Autos mit Wasser-
stoffantrieb (H2) verhindern, dass es in den Mitgliedstaaten zu verschiedenen 
Produktnormen kommt. Die Autoindustrie arbeitet mit Hochdruck an Lösungen 
– eine wäre, Wasserstoff für herkömmliche Motoren zu verwenden, eine andere, 
ihn für Brennstoffzellen einzusetzen. Dazu der SPÖ-Europaabgeordnete Wolf-
gang Bulfon: „Ein erschwinglicher Preis für ein H2-Auto ist erst ab einer Verkaufs-
zahl von einer Million erzielbar. Natürlich muss darauf geachtet werden, dass Au-
tos mit Wasserstoffantrieb genauso sicher sind wie jene, die mit Erdölprodukten 
betrieben werden.“ 

Allerdings stellen sich offene Fragen zur Energieeffizienz von Wasserstoff. Dazu 
meinte Bulfon: „Die Umweltbilanz fällt nur dann positiv aus, wenn bei der Pro-
duktion von H2 erneuerbare Energieträger eingesetzt werden.“ Wasserstoff ist 
ein Energiespeicher der Zukunft. Der Grund: Bei der Verbrennung von Wasser-
stoff in Brennstoffzellen oder Verbrennungsmotoren entstehen weder kohlen-
stoffhaltige Schadstoffe noch Treibhausgase.

Mehr Informationen unter:
http://www.kurier.at/sportundmotor/motor/137158.php

�„Wasserstoff als sauberer 

Energieträger
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SPÖ-Europaabgeordneter   
Harald Ettl

Mehr Informationen unter
www.harald-ettl.at

Die Finanzkrise, die im vergangenen Sommer ausgehend von den USA 

weltweit die Finanzmärkte destabilisierte, ist noch immer nicht ausgestanden. 

Um die Konsequenzen für den Finanzplatz Europa und die europäische Wirt-

schaft besser abschätzen zu können und vor allem für die Zukunft besser ge-

rüstet zu sein, forderte das Europäische Parlament dringend die Einrichtung 

einer Europäischen Finanzaufsichtsbehörde. 

„Sowohl die Entschließungen des Rates der Finanzminister, als auch die Kommis-
sion sprechen sich grundsätzlich für eine verbesserte Kontrolle der Finanzmärkte 
aus. Angesichts der derzeitigen Krise und der Gefahr einer Rezession in den USA, 
die auch auf Europa überschwappen könnte, ist dies dringend geboten“, so der 
SPÖ-Europaabgeordnete Harald Ettl bei einer kürzlich abgehaltenen Aussprache 
im Europäischen Parlament. 

Die Aussprache stand in Zusammenhang mit dem Lamfalussy Prozess, der ur-
sprünglich eingesetzt wurde, um Gesetzgebungsverfahren zu beschleunigen. Er 
sollte sich um die Umsetzung des Finanzaktionsplans kümmern. Innerhalb dieses 
Prozesses dominiert aber nun die Frage der Aufsicht. Dazu erläuterte Ettl, der 
nun konkrete Schritte von der EU-Kommission forderte: „Der Weg führt derzeit 
über den Leadsupervisor geradewegs in ein System einer europäischen Auf-
sichtsbehörde. Nur ein europäisches System von Aufsichtsbehörden kann einen 
Ausgleich der europäischen Finanzplätze unter Berücksichtigung der politischen 
und wirtschaftlichen Interessen finden. Für die Zwischenschritte dorthin muss die 
EU-Kommission als Akteur und nicht nur als Moderator auftreten.“

„Wir müssen nun rasch die Lehren aus der Finanzmarktkrise ziehen. Die Gefahren 
einer nicht mehr durchschaubaren und damit auch nicht mehr kontrollierbaren 
Finanzwelt wurden uns deutlich vor Augen geführt. Das Ende des Weges kann 
nur in einer europäischen Aufsichtsbehörde liegen. Eine zögerliche Haltung, wie 
sie derzeit von der Kommission und einigen Mitgliedstaaten betrieben wird, führt 
unweigerlich zu neuerlichen Turbulenzen“, so Ettl abschließend.

Mehr Informationen unter:
http://www.welt.de/welt_print/article1798343/EU-Gipfel_erlaubt_nationale_Manahmen_

gegen_Staatsfonds.html

�„Verstärkte Kontrolle 

der Finanzmärkte 

unabdingbar

http://www.harald-ettl.at
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SPÖ-Europaabgeordneter   
Jörg Leichtfried

Mehr Informationen unter
www.joerg-leichtfried.at

 

Mehr Flugsicherheit bei gleichzeitiger Stärkung der Passagierrechte sind 

die Ziele einer Verordnung, die jüngst im Europäischen Parlament endgül-

tig abgesegnet wurde. Die Verordnung legt unter anderem gemeinsame 

Sicherheitsnormen für die Durchsuchung von Fluggästen und Handgepäck, 

Zugangskontrollen und den Einsatz von begleitenden Sicherheitskräften - so 

genannten Sky Marshals - für die 27 Mitgliedstaaten fest. 

„Der Kompromiss ist durchaus akzeptabel. Nach den Anschlägen in New York im 
September 2001 hat man zu überhastet neue Regeln ins Leben gerufen. Nach lan-
gen Verhandlungen mit dem EU-Rat und der EU-Kommission kann die Verord-
nung nun in Kraft treten. Damit wird eine gute Balance zwischen Antiterror-Maß-
nahmen und Passagierrechten geschaffen“, meinte der SPÖ-Europaabgeordnete 
Jörg Leichtfried nach der Abstimmung.

Beim Einsatz von bewaffnetem Begleitpersonal wird in Zukunft jeder Mitglied-
staat selbst über deren Einsatz entscheiden. Allerdings ist sichergestellt, dass es 
sich bei dem Personal um staatliche Bedienstete handeln muss, die über eine spe-
zielle Ausbildung verfügen. „Das Europäische Parlament hat sich dafür stark ge-
macht, die Regelungen für den Einsatz deutlich strikter zu halten als es der erste 
Vorschlag der EU-Kommission vorgesehen hatte. Selbsternannte Hilfssheriffs 
haben in so einer sensiblen Funktion nichts verloren", betonte Leichtfried.

Äußerst umstritten war in den Verhandlungen die Frage der Finanzierung der 
Maßnahmen. Der Kompromiss sieht nun vor, dass jeder Mitgliedstaat selbst darü-
ber entscheidet, in welchem Umfang die Kosten der Sicherheitsmaßnahmen von 
den Flughafeneinrichtungen, den Luftfahrtunternehmen und den Nutzern selbst 
zu tragen sind. Es ist aber klargestellt, dass sich die Kosten direkt auf die Erbrin-
gung der Sicherheitsleistung beziehen müssen und nur die tatsächlichen Kosten 
gedeckt werden dürfen. „Es kann nicht sein, dass Nutzer zur Kasse gebeten wer-
den, um einen neuen Parkplatz oder ähnliches am Flughafengelände anzulegen. 
Außerdem ist die Europäische Kommission angehalten, bis zum Ende des Jahres 
einen Bericht über die Finanzierung der Kosten vorzulegen und gegebenenfalls 
auch einen Gesetzesvorschlag“, so der SPÖ-Europaabgeordnete.

Als positiv für Flugpassagiere hob Leichtfried hervor, dass das System der "one 
stop security" gefördert werden soll. „Das Gepäck von Passagieren, die aus einem 

�„Mehr Sicherheit 

in Zivilluftfahrt 

http://www.joerg-leichtfried.at
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Drittland einreisen, deren Sicherheitsnormen mit denen der EU gleichwertig 
sind, soll bei einem Weiterflug nicht nochmals untersucht werden. Die Kommis-
sion ist nun aufgefordert, mit Staaten, für die diese Sicherheitsstandards gelten, 
Abkommen abzuschließen", so Leichtfried.

Mehr Informationen unter:
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-

0080+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE

Im Jahr 2005 trug der Verkehr beinahe ein Viertel zu der Gesamtmenge 

der Treibhausgasemissionen der EU bei. Die Tendenz ist - trotz Verbesse-

rungen der Energie- und CO2-Bilanz einzelner Verkehrsträger - aufgrund der 

steigenden Verkehrsbelastung weiterhin steigend. Bis zum Jahr 2030 rechnet 

man mit einem Anstieg um mindestens 30 Prozent. 

In einem vor Kurzem abgestimmten Bericht sprachen sich die Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments für deutlich verbesserte Ansätze im Kampf gegen den 
Anstieg der durch den Verkehrssektor verursachten Treibhausgasemissionen aus. 
„Bei allen Verkehrsträgern muss es zu Verbesserungen kommen, besonders aber 
im Bereich des Straßenverkehrs. Er hält mit 83 Prozent bei weitem den höchsten 
Anteil unter den verschiedenen Verkehrsträgern“, so der SPÖ-Europaabgeord-
nete Jörg Leichtfried. 

Leichtfried sieht vor allem in der bis zum Juni 2008 von der EU-Kommission vor-
zulegenden Studie über die Bewertung der externen Kosten des LKW-Verkehrs 
einen wichtigen Impuls. „Nur durch die Einbeziehung aller durch den Schwerver-
kehr auf der Straße verursachten Kosten - also etwa auch Gesundheits- und Um-
weltkosten - und eine darauf aufbauende Neuberechnung der Mautkosten wird 
es möglich sein, die Schiene gegenüber dem Straßenverkehr konkurrenzfähig zu 
machen. Vorbild muss hierfür die Schweiz sein, bei der sich die Einführung der 
Schwerverkehrsmaut auf allen Straßen sehr positiv ausgewirkt hat.“

Leichtfried besteht allerdings darauf, dass ein Gesetzesvorschlag der Kommis-
sion folgen muss, der auf der Abstimmung aufbaut. „Es ist notwendig, rasch die 
entscheidenden Schritte zu setzen. Ein verbindlicher Gesetzesvorschlag ist der 
richtige Weg“, so Leichtfried. Er kritisiert in diesem  Zusammenhang die von der 
Europäischen Volkspartei gestellten Änderungsanträge, die eine Analyse aller 
Verkehrsträger, und nicht nur der LKWs, vorgesehen hätten: „Dies würde Jahre 
dauern und damit wäre die Einführung der Einbeziehung der externen Kosten 
ebenfalls auf Jahre hinaus verzögert. Ein erster Schritt muss bei den LKWs gesetzt 
werden. Glücklicherweise konnte dieser Antrag, der eine Verwässerung des Vor-
schlags und wahrscheinlich auch die Ablehnung des ansonsten ambitionierten Be-
richts bedeutet hätte, abgelehnt werden“, betonte der SPÖ-Europaabgeordnete.

�„Faire ökologische 

Bedingungen 

im Verkehrssektor 

schaffen 
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Als weitere Maßnahmen forderten die Abgeordneten die Mitgliedstaaten auf, ihr 
Steuersystem stärker auf ökologische Gesichtspunkte auszurichten. „Reformen 
der Kfz-Steuern auf der Grundlage des Schadstoffausstoßes und der Effizienz 
beim Treibstoffverbrauch sind ein Gebot der Stunde“, so Leichtfried. „Sowohl die 
Industrie, die sich nicht länger aus ihrer Verantwortung stehlen darf, als auch die 
Mitgliedstaaten müssen hier an einem Strang ziehen“, betonte der SPÖ-Europa-
abgeordnete abschließend.

Mehr Informationen unter:
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-

0087+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE



Seite 10EP aktiv  / März 2008      

SPÖ-Europaabgeordnete    
Christa Prets

Mehr Informationen unter
www.christaprets.at

 

Frauen, die in ländlichen Regionen leben, kämpfen einerseits mit der ge-

schlechtlichen Diskriminierung und andererseits mit den Benachteiligungen 

des ländlichen Raums im Allgemeinen. Dazu zählen etwa das mangelnde Ar-

beitsplatzangebot und der schlechtere Ausbau der Infrastruktur. Das kommt 

einer Doppelbelastung gleich.

Ein unlängst im Europäischen Parlament abgestimmter Bericht forderte mehr 
Chancen für Frauen und Jugendliche in ländlichen Gebieten: Der ländliche Raum 
macht innerhalb der EU 92 Prozent der Fläche aus und 56 Prozent der Bevölke-
rung leben in diesen Regionen. Die Anstrengungen, die in diesen Raum investiert 
werden, gehen aber in keiner Weise mit diesen Prozentsätzen konform. 

Es muss klargestellt werden, dass die Bedürfnisse und Interessen der Frauen sehr 
unterschiedlich sind, ebenso die Chancen und Herausforderungen. Allgemein 
gültig lassen sich einige Probleme identifizieren, die allgemein gültig sind: etwa 
die geringere Erwerbsquote von Frauen in ländlichen Gebieten. Frauen, die in 
landwirtschaftlichen Bereichen arbeiten, werden zum Beispiel sehr oft nicht als 
Arbeitskräfte gezählt. Ebenso wie das geringere Einkommen, die unzureichende 
technische und soziale Infrastruktur und der Mangel an Aus- und Weiterbildungs-
möglichkeiten. Diese Faktoren führen in weiterer Folge zu einer anhaltenden Ab-
wanderung, insbesondere der jungen und gut ausgebildeten Menschen.

Aus diesem Grund hat das Euro-
päische Parlament kürzlich eine 
Vielzahl von Forderungen beschlos-
sen. Darunter findet sich etwa der 
Ausbau von Beschäftigungsmög-
lichkeiten im ländlichen Raum, be-
sonders für Frauen und junge Men-
schen, sowie hochwertige Sozial- 
und Gesundheitsdienste, bessere 
Regelungen von selbstständigen 
Unternehmerinnen in Bezug auf 
Mutterschafts- und Krankheitsur-

laub und der verstärkte Zugang von Frauen zu den neuen Wirtschaftszweigen 
in der Telekommunikations- und Freizeitindustrie. Grundsätzlich gilt es, das Be-

�„Chancen für Frauen im 

ländlichen Raum stärken 

http://www.christaprets.at
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Direkte 

Frauenforderungen 

an EU-Kommissions-

präsident Barroso 

wusstsein für die Benachteiligung von Frauen in ländlichen Gebieten zu stärken 
und einen integrierten Ansatz für die Entwicklung des ländlichen Raums, bei 
dem Frauen im Vordergrund stehen, zu finden. Das bedeutet auch, dass man bei 
allen EU-Förderprogrammen - ob für die Entwicklung des ländlichen Raums, den 
Sozialfonds oder ähnlichem - den Gender-Aspekt verstärkt berücksichtigen und 
die Bewilligung der Programme davon abhängig machen müssen, wie sie weiter 
genutzt werden. 

Mehr Informationen unter:
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-

0094+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE

Anlässlich des Internationalen Frauentages fand in Straßburg ein Mei-

nungsaustausch zwischen Europaabgeordneten und EU-Kommissionspräsi-

denten Barroso statt. Dieser jährliche Erfahrungsaustausch und die ständige 

Zusammenarbeit mit der Kommission sind von größter Bedeutung, um die 

Gleichstellungspolitik auf europäischer Ebene voranzutreiben. Die Richtlinien 

müssen konsequent in den einzelnen Mitgliedstaaten umgesetzt werden.

Trotz bereits verabschiedeter Richtlinien zu Lohngleichheit, Elternurlaub oder 
Diskriminierung am Arbeitsmarkt, gibt es noch immer geschlechtsspezifische 
Benachteiligungen für Frauen. So verdienen Frauen in der EU im Durchschnitt um 
15 Prozent weniger als Männer. Es existieren bereits seit Jahren Gesetzestexte 
auf europäischer Ebene zur Gleichstellungspolitik, aber es mangelt an der Um-
setzung.

Der Fahrplan für die Gleichstellung von Frauen und Männern, der von 2006 bis 
2010 gilt, hat klare Ziele. Die gleiche wirtschaftliche Unabhängigkeit für Frauen 
und Männer, die verbesserte Vereinbarkeit von Privat- und Berufsleben, die 
gleichberechtigte Teilnahme von Frauen und Männern an Entscheidungsprozes-
sen und die Eliminierung geschlechterbezogener Gewalt und Frauenhandel. Zur 
Hälfte der Periode sind wir leider nur wenige Schritte vorangekommen, da es bei 
der Umsetzung Probleme gibt. Aus diesem Grund ist eine Evaluierung der aktu-
ellen Situation hinsichtlich der Umsetzung einzelner Richtlinien und auch von Ak-
tionsplänen, wie zum Beispiel gegen Menschenhandel, von großer Bedeutung.
 
Der Frauenausschuss im Europäischen Parlament hat bereits erste Schritte unter-
nommen, um den Ist-Zustand der Situation in den einzelnen Mitgliedsländern im 
Zuge eines Berichts zu untersuchen. Bevor wir weitere Maßnahmen unterneh-
men, müssen wir genau wissen, wo wir stehen, um gezielt in die Problembereiche 
eingreifen zu können. Kommissionspräsident Barroso sicherte für dieses Vorha-
ben die Unterstützung der Kommission zu.

�„
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In der EU besteht in beinahe allen Bereichen noch großer Aufholbedarf. Das 
betrifft Frauen in Führungspositionen ebenso, wie die noch immer auseinander-
klaffende Schere beim Einkommen. Es ist notwendig, gute Beispiele aus den EU-
Ländern und auch aus Drittstaaten aufzunehmen, diese zu evaluieren und in die 
Entscheidungsprozesse der EU aufzunehmen.“ Konkret spricht Prets dabei das 
norwegische Modell an, das eine Quote für Frauen in Führungspositionen festge-
setzt hat. Weiters muss auch bei allen EU-Förderprogrammen der Gender-Aspekt 
verstärkt berücksichtigt werden.Barroso und Spidla haben diesen Forderungen 
zugestimmt.

Österreich war bereits beim Wegweiserecht und Anti-Stalking-Gesetz Vorreiter. 
Währed des Gesprächs erwähnte Prets unter anderem das neue Gesetz zum 
Gender Budgeting in Österreich, mit dem diese Vorreiterrolle weiter ausgebaut 
wird. Die gerechte Verteilung von Geldern aus öffentlichen Töpfen wird ab 2009 
verfassungsrechtlich verankert sein. Damit ist Österreich in Europa führend. Der 
EU-Ministerrat soll über dieses Gesetz diskutieren und zusammen mit der Kom-
mission brauchbare Vorschläge für eine Umsetzung erarbeiten und dem Beispiel 
Österreichs folgen.

Mehr Informationen unter:
http://www.kurier.at/geldundwirtschaft/137849.php
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Forderung nach einem 

EU-Kommissar

 für Roma-Fragen 

Ziel einer erfolgreichen Strategie für die Volksgruppe der Roma in Europa 

muss es sein, ihnen Hilfe zur Selbsthilfe in den verschiedenen Staaten, in de-

nen sie leben, anzubieten.

„Den fürchterlichen Kreislauf aus schlechter Bildung, hoher Arbeitslosigkeit, un-
zulänglicher Behausung und schlechter Gesundheitsversorgung gilt es zu durch-
brechen“, sagte der SPÖ-Europaabgeordnete Hannes Swoboda kürzlich anläss-
lich einer von der Sozialdemokratischen Fraktion im Europäischen Parlament 
initiierten Konferenz zum Thema „Auf dem Weg zu einer europäischen Roma-
Strategie“.
 
„Es gibt viele Einzelinitiativen auf EU-Ebene und auf Ebene der Mitgliedstaaten“, 
meinte Swoboda, „was allerdings fehlt ist eine umfassende europäische Strategie 
im Umgang mit der Volksgruppe der Roma. Die Europäische Kommission sollte 
endlich erkennen, dass in Europa mehr Roma leben, als viele Mitgliedstaaten Ein-
wohner haben. Aber es gibt keinen Kommissar, der sich dieser Frage im Speziellen 
annimmt“, betonte Swoboda.
 
Es sei allerdings klarzustellen, dass sowohl eine eventuelle spezielle Verantwort-
lichkeit innerhalb der Europäischen Kommission zu dieser Frage, als auch eine 
europäische Strategie die Mitgliedstaaten und Regionen nicht aus ihrer Verant-
wortung entbinden würde, stellte Swoboda klar. „Im Gegenteil, eine europäische 
Strategie muss auch dezentrale Aspekte enthalten und verstärken.“
 
Swoboda weist in diesem Zusammenhang auch darauf hin, dass der Situation in 
den Kandidatenländern Südosteuropas besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden muss. „Roma werden sehr oft vergessen, wenn es um die Rechte und die 
soziale Situation von Minoritäten geht. Die Union und vor allem die EU-Kommis-
sion müssen klarstellen, dass ein eventueller Beitritt zur EU nur möglich ist, wenn 
die Situation der Roma in diesen Ländern gestärkt wird.“

Mehr Informationen unter:
http://www.welt.de/wams_print/article1746576/Eine_Kultur_berlebt_Vertreibung_und_

Vlkermord.html

�„
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